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Der Abſchluß des Lehrvertrages. 

Die Mehrzahl aller Lehrſtreitigkeiten würde ſicher 
vermieden werden, wenn Lehrherrn oder Eltern es ſich 
angelegen ſein ließen, die Vorſchriften, die bei Eingehung 
eines Lehrverhältniſſes zu beachten ſind, auch peinlich zu 
erfüllen. Daß dies ganz und gar nicht geſchieht, beweiſen 
die mangelhaften Lehrverträge, die Fülle von Lehrſtreitig⸗ 
keiten, welche zu unſerer Kenntnis gelangen. 

Wer ſein Kin doder ſein Mündel in eine Lehre bringen 
will, hat ſich zunächſt davon zu überzeugen, daß der in 
Ausſicht genommene Lehrherr allen Anforderungen, die an 
einen ſolchen zu ſtellen ſind, genügt. Der Lehrherr iſt da⸗ 
zu berufen, den Lehrling zu erziehen und zu einem tüchti⸗ 
gen Handwerker heranzubilden. Die Perſönlichkeit des 
Lehrherrn, ſeine Stellung und ſein Ruf, müſſen Bürgſchaft 
dafür bieten, daß die allgemeine geiſtige und ſittliche und 
die beſondere fachliche Ausbildung des Lehrlings in jeder 
Weiſe geſichert iſt und gefördert werden wird. Der Ge- 
ſetzgeber ſtellt in den 88 126 und 126 a allgemeine Grund⸗ 
ſätze über die Befugnis zum Halten und Anleitung von 
Lehrlingen auf. Danach dürfen ſolche Perſonen Lehrlinge 
weder halten noch anleiten, die in ſittlicher Beziehung da- 
zu ungeeignet erſcheinen, die alſo zum Beiſpiel nicht im 
Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ſind. Weiter darf der⸗ 
jenige Lehrlinge nicht anleiten, welcher wegen geiſtiger 
oder körperlicher Gebrechen dazu nicht befähigt iſt. Neben 
dieſen allgemeinen Grundſätzen ſchreibt das Geſetz aber 
noch beſtimmte Bedingungen vor, von welchen das Recht 
Lehrlinge anzuleiten abhängig iſt. 

Dieſes Recht ſteht im Handwerk nur denjenigen Per⸗ 
ſonen zu, 

1. welche die Meiſterprüfung vor der ordentlichen 
Meiſterprüfungskommiſſion der Handwerkskammer $ 133 
der Reichsgewerbeordnung abgelegt haben. 

Eine ſogenannte Innungsmeiſterprüfung (Aufnahme⸗ 
prüfung bei der Innung nach $ 87 Abſ. 3 der Gewerbeord⸗ 
nung) berechtigt nicht zur Anleitung von Lehrlingen. Die 
irrige Anſicht, dieſe Aufnahmeprüfung ſei der ordentlichen 
Meiſterprüfung gleichwertig, iſt beinahe unausrottbar. Es 
iſt der Unterſchied daher ganz beſonders zu beachten. 

2. welche eine Urkunde in den Händen haben, mittels 
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welcher ihnen das Recht zur Anleitung von Lehrlingen von 
der unteren Berwaltungsbehörde d. i. der Landrat oder 
der Bürgermeiſter zuerkannt worden iſt. 

Wer ſich alſo über ſeine Anleitungsbefugnis auswei⸗ 
ſen will, hat entweder dieſe Urkunde oder diejenige über 
die beſtandene ordentliche Meiſterprüfung vorzulegen. 

Kein Vater oder Vormund ſollte es verfäumen, ſich 
vor Abſchluß des Lehrvertrages eine ſolche Urkunde vor⸗ 
legen zu laſſen. 

Sind alle Vorbedingungen erfüllt, ſo ſchreitet man 
möglichſt bald dazu, den Lehrvertrag ſchriftlich abzuſchlie⸗ 
Ben. Der Lehrvertrag iſt die Grundlage für das Lehrver⸗ 
hältnis. Aus ihm ergeben ſich alle Rechte und Pflichten, 
die die Parteien haben. Nach dem Grundſatz der Form⸗ 
loſigkeit, welche unſere Geſetzgebung beherrſcht, iſt auch 
ein mündlich abgeſchloſſener Lehrvertrag an ſich nicht un⸗ 
gültig. Die Gültigkeit hat indeſſen hier eigentlich nur 
theoretiſchen Wert, in Praxis hat ein mündlicher Lehrver⸗ 
trag keinen Wert im Rechtsſinne, da aus ihm weder die 
zwangsweiſe Zurückführung des Lehrlings beantragt, 
noch die Entſchädigungsſumme im Falle unbefugten Ver⸗ 
laſſens der Lehre eingeklagt werden kann. Dieſe weſent⸗ 
liche Wirkungen (§ 127 d u. f.) hat nur der ordnungs⸗ 
mäßig ſchriftlich abgeſchloſſene Lehrvertrag. Außerdem 
hat die Handwerkskammer in § 9 der vom Herrn Mini⸗ 
ſter für Handel und Gewerbe genehmigten Vorſchriften 
zur Regelung des Lehrlingsweſens vorgeſchrieben, daß die 
Annahme eines Lehrlings nur auf Grund eines ſchrift⸗ 
lichen Lehrvertrages erfolgen darf. Wer das nicht tut, 
verfällt nach § 27 der gleichen Vorſchriften in eine Geld— 
ſtrafe bis zu 20 Mark. 

Der Lehrvertrag iſt danach grundſätzlich ſchriftlich ab⸗ 
zuſchließen und zwar innerhalb 4 Wochen nach Beginn der 
Lehre. Als Beginn der Lehre iſt der Tag des Eintritts 
des Lehrlings in das Lehrverhältnis anzuſetzen. 

Der Inhalt des Lehrvertrages iſt ſehr vielſeitig; er 
ſoll über alle Punkte Aufſchluß geben, die durch das ge⸗ 
genſeitige Verhältnis zwiſchen Lehrherr und Lehrling be⸗ 
dingt find. Gewiſſe Angaben muß er enthalten, G 126 b 
der R. G. O.) andernfalls er nicht als ordentlich abge⸗ 
ſchloſſen gilt und die vorhin erwähnten weſentlichen Wir⸗ 
kungen nicht hat. Um den Beteiligten den Abſchlus des 
Lehrvertrages, die Feſtſtellung der rechtlichen Beziehun⸗ 
gen möglichſt zu erleichtern, hat die Kammer einen Nor⸗ 
mallehrvertrag der hinſichtlich der Zweckmäßigkeit und 
Gründlichkeit alle n Anforderungen genügt, aufgeſtellt. 
Nach 8 9, 3 der zitierten Lehrlingsvorſchriften muß dieſes 
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Vertragsformular benutzt werden, falls nicht andere Form⸗ 
bogen vom Vorſtande der Handwerkskammer zugelaſſen 
ſind. Bisher iſt das nicht geſchehen, ſodaß die Kammer 
andere Verträge zurückweiſen wird und die Beteiligten in 
Strafe nehmen kann. We re Verträge, z. B. die von 
größeren Verbänden benen benutzen will, hat 
zuvor einen entſp den Antrag an den Vorſtand der 
Handwerkskammer zu richte 


Rn 


vertrages ſind zu 


g und Reinigung 
ſches Koſtgeld der Meiſter an den Lehrling zahlt. Fer⸗ 
j en an den Lehrling zu 
zahlenden Lohn bezw. über das an den Lehrherrn zu 
zahlende Lehrgeld und über die Tragung der Koſten für 
den Beſuch der Fortbildungs⸗ oder Fachſchule getroffen 
werden. Weiter muß die Anſchaffung des Werkzeugs und 
die tägliche Arbeitszeit geregelt werden (8 3, 4, 5, 6, 10 des 
Normalvertrages). 

Sehr wichtig iſt die Ausfüllung der 88 1, (Bezeichnung 
des Gewerbes und Dauer der Lehrzeit) § 2 (Probezeit) 
und 8 17 (Entſchädigungsfrage). 

Die geſetzliche Probezeit währt 4 Wochen ſie kann auf 
einen längeren Zeitraum im Höchſtfalle auf 3 Monate aus⸗ 
gedehnt werden. Eine Vereinbarung, wonach ſie mehr 
als 3 Monate betragen ſoll, iſt nichtig. Es empfiehlt ſich 
kaum, die Probezeit auf länger als 4—6 Wochen auszu⸗ 
dehnen. Innerhalb der Probezeit kann das Lehrverhält⸗ 
nis durch einſeitige Rücktritt aufgelößt werden. Später 
iſt dies nur unter den geſetzlichen bezw. vertraglichen Vor⸗ 
ausſetzungen ſtatthaft. Verläßt der Lehrling ſpäter un⸗ 
berechtigt die Lehre, ſo kann er durch die Polizeibehörde 
auf Antrag des Lehrherrn zwangsweiſe in die Lehre zu⸗ 
rückgeführt werden bezw. durch Strafen angehalten wer⸗ 
den, zurückzukehren. 

Dieſer Antrag muß jedoch innerhalb einer Woche nach 
dem Austritt des Lehrlings bei der Polizeibehörde des Or⸗ 
tes an dem das Lehrverhältnis ſtattfindet, geſtellt werden. 

Der Lehrherr braucht nicht anzugeben, wo der Lehr⸗ 
ling ſich befindet. Selbſt wenn dieſer nach einem Viertel⸗ 
jahr oder ſpäter erſt ausfindig gemacht wird, muß die 
Polizei ihn zwangsweiſe zurückführen, vorausgeſetzt, daß 
der Antrag innerhalb einer Woche geſtellt iſt. Die Koſten 
für die zwangsweiſe Zurückführung ſind von der Polizei⸗ 
behörde zu tragen, da die Zurückführung im öffentlichen 
Intereſſe liegt. Indeſſen beſteht über dieſe Frage noch 
nicht völlige Klarheit. 

In einem Falle hat der Lehrling auch nach der Probe⸗ 
zeit ein einſeitiges Rücktrittsrecht, nämlich wenn er bezw. 
der geſetzliche Vertreter die ſchriftliche Erklärung abgibt, 
daß er zu einem anderen Berufe übergehen wolle. ($ 16 
des Normalvertrages.) 

In allen Fällen, in welchen das Lehrverhältnis durch 
einen von dem Lehrling zu vertretenden Umſtand vor⸗ 
zeitig aufgelößt wird, iſt er dem Lehrherrn zum Schaden⸗ 
erſatze verpflichtet. 
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N chließlich ſei noch auf die Beſtimmung des §7 hin⸗ 
gewieſen. 

Feſtſetzung der Tragung der Krankenkaſſenbeiträge. 
Es iſt dabei zu beachten, daß der Arbeitgeber mehr als 
ein Drittel alſo den ganzen Betrag übernehmen kann. 
Nicht aber dürfen vom Arbeitnehmer (Lehrling) mehr als 
zwei Dirttel eingezogen werden. ($ 381 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung. 

Die vom Lehrling zu zahlenden Beiträge ſind vom 
Koſtgeld bezw. Lohn abzuziehen; ſie ſind nur auf dieſem 
Wege abzuziehen mit der Beſchränkung, daß die Beiträge 
auf einmal nur für zwei aufeinander folgende Zahlungs⸗ 
perioden (für die letzte und vorletzte Lohnzeit) abgezo⸗ 
gen werden können. ($$ 394, 395 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung). Vereinbart muß auch werden, wer die Ge⸗ 
bühren für die Einſchreibung in die Lehrlingsrollen der 
Handwerkskammer oder der Innung zu tragen hat. 
Wenn nichts vereinbart iſt, hat dieſe Gebühren der Lehr⸗ 
herr nicht der Lehrling zu zahlen. 

ft der Lehrvertrag ordnungsmäſſig ausgefüllt, jo iN 
er von den Parteien zu unterzeichnen und zwar von dem 
Lehrherrn oder ſeinem Stellvertreter, dem Lehrling und 
deſſen geſetzlichem Vertreter, falls er minderjärig iſt. 

Auch die Unterzeichnung des Vertrages durch den 
Lehrling iſt Weſentlich. Fehlt die Unterſchrift des Lehr⸗ 
lings, ſo iſt der Lehrvertrag nicht ordnungsmäſſig abge⸗ 
ſchloſſen und entbehrt der weſentlichen Wirkungen. Es 
gilt ſo, als ob überhaupt kein ſchriftlicher Lehrvertrag 
vorläge. 

Von der Beſtimmung, daß die Annahme eines Lehr⸗ 
lings der Handwerkskammer bezw. Innung zu melden 
iſt, ſind auch diejenigen Fälle nicht ausgenommen, in wel⸗ 
chen ein Lehrverhältnis zwiſchen Eltern und Kinder 
vorliegt. In dieſen Fällen iſt eine ſogenannte Lehran⸗ 
zeige in der von der Handwerkskammer vorgeſchriebenen 
Form binnen vier Wochen nach Beginn der Lehre einzu⸗ 
reichen. 

Formulare hierzu ſind von der Geſchäftsſtelle einzu⸗ 
fordern. Abſchluß eines förmlichen Lehrvertrages iſt in 
ſolchen Fällen nicht vorgeſchrieben. 
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Die Beteiligung des dentſchen Hands 
werks am Wiederaufbau Oſtpreußens. 


(Schluß folgt.) 

In Verfolg dieſes Beſchluſſes hat zwiſchen der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle des Kammertages und den oſtdeutſchen Kam⸗ 
mern eine Verſtändigung ſtattgefunden. Um dem Kam⸗ 
mertag die Möglichkeit 31 die Intereſſen 
geſamten deutſchen Handn über den Inter 
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ſche Tätigkeit war die Be⸗ 
5 erkszeug für die oſtpreußiſchen 
Hanomwerker. Hierin hat beſodners die von der Hand⸗ 
werkskammer Gumbinnen geſchaffene Zweigſtelle der 
Königsberger Verdingungsſtelle in Gumbinnen eine er⸗ 
ſprießliche Tätigkeit entfaltet. 

Eine der Hauptaufgaben der Königsberger Verdin⸗ 
gungsſtelle wird die Einrichtung von Muſterlagern ſein. 
Es ſollen dadurch einerſeits den Abnehmern die Erzeug⸗ 
niſſe zum Verkauf angeboten werden, anderſeits ſoll durch 
die Muſterlager zur Schaffung konſtruktiv und geſchmack⸗ 
lich einwandfreien Hausgeräts angeregt werden. Nach 
einem Berichte des Regierungs⸗ und Gewerberats Pro- 
feſſor Hecker über den Stand der Maßnahmen zur Förde- 
rung des Handwerks auf der Sitzung der Kriegshilfskom⸗ 
miſſion vom 10. Juli 1915 in Königsberg ſind bis zum 
Monat Juni ſolche Muſterlager für Wohnungseinrichtun⸗ 
ge ni nden Städten Lyk, Gumbinnen, Goldap und Stallu⸗ 
pönen in die Wege geleitet worden. In Maggrabowa, 
Wehlau, Friedland, Raſtenburg, Allenſtein und Ortels⸗ 
burg ſchweben dieſerhalb noch Verhandlungen. Die in 
Königsberg beſtehende „Oſtpreußiſche Töpfergenoſſen⸗ 
ſchaft für gemeinſchaftlichen Bezug und Arbeitsübernahme 
e. G. m. b. H.“ hat ebenfalls die Ausſtellung von Muſtern 
verſchiedener Kachelöfen und Kochherden geplant. 

Die Königsberger Verdingungsſtelle beſchäftigt ſich 
natürlich auch mit der Uebernahme und Vermittlung von 
Aufträgen, wofür beſtimmte Richtlinin aufgeſtellt worden 
ſind. Für den Abſchluß von Bauaufträgen hat die Ver⸗ 
dingungsſtelle Bauwerksverträge ausgearbeitet. Für die 
Vermittlung werden Vermittlungsgebühren erhoben. Für 
das Hereinholen der Aufträge hat die Verdingungsſtelle 
einen beſonderen, techniſch vorgebildeten Beamten ange⸗ 
ſtellt, der bereits mit Erfolg tätig geweſen iſt. 

Unter Mithilfe der oſtpreußiſchen Handwerkskam⸗ 
mern ſind in Oſtpreußen eine Reihe von Lieferungsge⸗ 
noſſenſchaften gegründet und vorbereitet worden. Für die⸗ 
ſe Genoſſenſchaften iſt es natürlich von erheblicher Be⸗ 
deutung, daß ſie ſich einem der beſtehenden großen Ge⸗ 
noſſenſchaftsverbände anſchließen. Es iſt daher von gro⸗ 
ßer, allgemeiner Bedeutung, daß auf Veranlaſſung des 
Anwalts des Allgemeinen Deutſchen Genoſſenſchaftsver⸗ 
bandes, Dr. Crüger's, am 13. April 1915 in Königsberg 
von den in Oſtpreußen tätigen Genoſſenſchaftsverbänden 
(Reichsverband der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſ⸗ 
ſenſchaften, Generalverband ländlicher Genoſſenſchaften 
für Deutſchland, Allgemeiner deutſcher Genoſſenſchafts⸗ 
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verband, Hauptverband deutſcher gewerblicher Genoſſen⸗ 
ſchaften), der Kriegsverband oſtpreußiſcher 
Genoſſenſchaften ins Leben gerufen worden iſt. 


Dadurch iſt eine der Sache möglicherweiſe nachteilige Kon⸗ 
kurrenz unter den Genoſſenſchaftsverbänden ausgeſchloſ⸗ 
ſen und eine einheitliche Arbeit geſichert. 

Der Vorſitzende der Handwerkskammer Berlin, 
Tiſchlerobermeiſter Rachardt, der zugleich Vorſitzender des 
Arbeitgeber⸗Schutzverbandes für das deutſche Holzgewer⸗ 
be iſt, hatte auf dem zweiten oſtdeutſchen Kammertage 
vom 4. Mai 191 Hin Berlin als das zunächſt zu erſtrebende 
Ziel hingeſtellt die Errichtung von Lieferungsverbänden 
die einzelnen Handwerke, wie Tiſchler, Tapezierer, 
Zlaſer, Maler, Schloſſer, Töpfer, über den ganzen Bezirk 
der deutſchen Kammern hin. Die Lieferungsverbände ſoll⸗ 
ten unter dem Vorſi je ei mmer zu beſtimm⸗ 
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ten Ausſichten. 
Eine beſcheidene, gegen Wind und tter einigermaßen 
ſchützende Unterkunft, Liegeſtätten für die Nacht, einfache 
Tiſche, Stühle und Schränke, das war ja zunächſt das 
Notwendigſte, was die zurückkehrenden Flütchlinge be⸗ 
durften. Nach dieſen Dingen beſtand alſo vor allem die leb⸗ 
hafteſte Nachfrage. Die Tiſchler gingen daher aus Zweck⸗ 


mäßigkeitsgründen gemeinſam mit den Tapezierern 
vor tatkräftig, zunächſt ſich auf eigene leiſtungs⸗ 


fähige Lieferungsgenoſſenſchaften ſtützend, wurden in den 
Städten Muſterlager oder richtiger Verkaufslager errich⸗ 
tet. Der Leiter des Unternehmens, Rachardt, ging dabei 
von dem geſchäftlich richtigen Grundſatze aus, in jeder der 
in Frage kommenden Städte einen küchtigen fachlichen 
Vertreter zu gewinnen. Dieſem werden die Möbel und 
ſonſtigen Verkaufsgegenſtände in Kommiſſion zum Weiter⸗ 
vertrieb übergeben. Bei dieſer Form des Geſchäftsbe⸗ 
triebes bleibt das Verkaufsriſiko auf den einzelnen Liefe⸗ 
rungsvereinigungen bezw. Firmen. Dieſes friſche, wage⸗ 
mutige Verfahren iſt duraus kaufmänniſch, wenn auch 
vielleicht für kapitalſchwache Handwerker nicht ganz un⸗ 
bedenklich. Vor allem bleibt abzuwarten, wie die ſchwie⸗ 
rige Frage der Kreditbeſchaffung gelöſt werden wird. 
Dem friſchen, tatkräftigen Zugreifen Rahardts iſt jeden⸗ 
falls das Beſte zu wünſchen. Die Muſterager der „Ver⸗ 
einigten Tiſchler⸗ und Tapezierer⸗Lieferungsverbände 
Oſtdeutſchlands“ ſollen natürlich ſpäter Hand in Hand mit 
den von der Königsberger Verdingungsſtelle zu errichten- 
den Muſterlagern gehen. Vorläufig ſind Verkaufslager 
errichtet worden in Lyck, Goldap, Stallupönen, Pillkallen, 
Gumbinnen; es iſt erfreulich zu berichten, daß der Abſatz 
dieſer Lager in Möbeln und ſonſtigem Hausgerät ſich ſchon 
jetzt erfreulich entwickelt hat. In Vorbereitung ſind Ver⸗ 
kaufslager in Wehlau, Marggrabowa, Ortelsburg, Neiden⸗ 
burg und Raſtenburg. 


10 Gebote 


die bei Gründung genoſſenſchaftlicher Unternehmungen im 
Handwerk zu beachten ſind. 


1. Man prüfe aufs genauſte die Motive, die zur An⸗ 
regung der Genoſſenſchaftsgründung geführt haben und 
bezeichne ſcharf die Grenzen, die genoſſenſchaftlicher Vetä⸗ 
tigung gezogen ſind. 

2. Man prüfe, ob die für gemeinſame Unternehmun⸗ 
gen erforderliche Einmütigkeit unter den Beteiligten vor⸗ 
handen iſt, und ob nicht ſcharfe politiſche oder ſonſtige Ge⸗ 
genſätze ein Zuſammenarbeiten erſchweren. 

3. Man prüfe, ob die Finanzierung des Unternehmens 
nicht allzu große Schwierigkeiten bereitet. 

4. Ma nachte darauf, daß die Zahl der Teilnehmer 
nicht zu gering, für de nAnfang aber auch nicht zu groß 
werde. 
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5. Man ſichere ſich von vornherein einen geeigneten 
Leiter und im Genoſſenſchaftsweſen erfahrene Mitarbei- 
ter. 

6. Man zerſtöre von vornherein die Illuſion, als ob 
eine Genoſſenſchaft nach der im Handwerk üblichen ein⸗ 
fachen Geſchäftsgebahrung geführt werden könne, man 
beſtehe von vornherein auf Einführung der doppelten 
Buchführung. 

7. Man faße von vornherein den Anſchluß an einen 
guten Reviſionsverband ins Auge. 


8. Desgleichen erſtrebe man den Anſchluß an etwa 
beſtehenden Zentralgenoſſenſchaften, ſchon mit Rückſicht 
auf die hohe erzieheriſche Wirkung. 

9. Man bereite das Statut aufs ſorgfältigſte und un⸗ 
ter Zuhilfenahme bewährter Satzungen älterer Genoſſen⸗ 
ſchaften vor, und ſchaffe auch im Statut von vornherein 
Klarheit über die Abſichten des Unternehmens. 

10. Man achte auf die Einfachheit der Verwaltung 
und vermeide das Syſtem der Vielregiererei. 

Aus dem nordweſtdeutſchen Handwerksblatt. 


Wirkung des genoſſenſchaftlichen 
Zuſammenſchluſſes. 


Der am 7. Oktober 1890 ins Leben gerufene Allge⸗ 
meine Konſumverein in Braunſchweig 
veröffentlicht ſoeben einen Bericht über ſeine 25 jährige 
Tätigkeit. 

So ablehnend wir auch dem ganzen Konſumvereins⸗ 
weſen gegenüberſtehen, ſo müſſen und wollen wir gern an⸗ 
erkennen, daß der Verein in verſchiedener Weiſe vorbild⸗ 
lich gewirkt hat. Er hat gezeigt, daß viele Wenig ein Viel 
machen, und daß genoſſenſchaftlicher Zuſammenſchluß gar 
Vieles vermag, was dem Einzelnen zu erlangen unmög⸗ 
lich iſt oder doch nur ausnahmsweiſe gelingt. Es ſei des⸗ 
halb geſtattet, einiges aus dem Bericht mitzuteilen. Der 
Verein hatte im erſten Jahre einen Umſatz von 77 468 Mk. 
und erzielte damit einen Reingewinn von 5107 Mark. 
Die Zahl ſeiner Mitglieder belief ſich auf 430. Heute zählt 
der Verein 12 697 Mitglieder und hatte im abgeſchloſſenen 
Geſchäftsjahre einen Umſatz von 3 568 979 Mark. Der er⸗ 
zielte Reingewinn beträgt, nachdem rund 33 000 Mark für 
Abſchreibungen verwendet find, 294 139,25 Mark. Davon 
erhalten die Mitglieder rund 276 500 Mark Rückvergütung 
für entnommene Waren, 220 Mark werden als Kapital⸗ 
dividende verteilt, den beiden Reſervefonds werden rund 


12 500 Mark und dem Dispoſitionsfonds 5000 Mark über: 


wieſen. 


In den 25 Jahren ſeines Beſtehens hat der Verein 
für rund 46,85 Millionen Mark Waren umgeſetzt, ſeinen 
Mitgliedern rund 3,77 Millionen Mark als Rückvergü⸗ 
tung ausgezahlt und einen Reſervefonds von 175 000 Mk. 
überwieſen. 

Die Bäckerei des Vereins verbrauchte im letzten 
Jahre an Roggen- und Kartoffelmehl 17622 Sack, an 
Weizenmehl 4217 Sack. Der Geldwert der geſamten Pro⸗ 
duktion war 1913 und 4914: 946 000 Mark und ſtieg auf 
1028392 Mark. Das Perſonal der Bäckerei jeßte ſich 
aus 1 Backmeiſter, 1 Oberbäcker, 17 Bäcker, 1 Expedien⸗ 
ten und 3 Bäckerarbeitern zuſammen, außerdem befähigt 
der Verein noch 2 Vorſtandsmitglieder, 1 Sekretär, 1 Ex⸗ 
pedienten, 1 Kontorboten, 17 Lagerhalter, 1 Verkäufer, 
1 Maſchinenmeiſter, 7 Lagerarbeiter, 1 Futtermeiſter, + 
Kutſcher, 1 Wagenbegleiter, 6 Arbeiterinnen, 94 Verkäufe⸗ 
rinnen und 10 Lehrmädchen. 

Eindringlicher als im vorliegenden Falle können die 
Vorteile des Genoſſenſchaftsweſens kaum demonſtriert 
werden, denn der ganze Gewinn, der Reſervefonds und 
die geſamte Einrichtungen (ein ganzes Häuſerviertel, 22 
Verkaufsſtellen, die große Bäckerei uſw.), fie find beſchafft 
durch Ausſchaltung des unberechtigten und ſpekulierenden 
Zwiſchenhandels. Das wollen wir uns merken, und wenn 
der Krieg beendet iſt dieſe Lehre in unſerem Sinne ver⸗ 
werten. 


Erlaß 
betr. Befreiung vom Fortbildungsſchulbeſuche. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Berlin W. 9, den 25. September 1915. 


. Seit Ausbruch des Krieges haben Gewerbetreibende 
in zahlreichen Fällen die Befreiung ihrer jugendlichen 
Arbeiter vom Beſuche der Pflichtfortbildungsſchule bean⸗ 
tragt. Die bei Erledigung dieſer Anträge hervorgetretenen 
Zweifel beſtimmen mich, im Einvernehmen mit dem Herrn 
Kriegsminiſter für ihre Bearbeitung die folgenden, von 
den bisher ergangenen Erlaſſenin einzelnen Punkten ab- 
weichenden Vorſchriften zu treffen. 


_ 4. Grundſätzlich iſt der Fortbildungsſchulbeſuch nach 
Möglichkeit aufrecht zu erhalten; müſſen wegen Lehrer⸗ 
mangels oder wegen anderweiter Inanſpruchnahme der 
Schulräume Klaſſen geſchloſſen werden, ſo iſt damit bei 
den älteſten Jahrgängen zu beginnen. Nach Möglichkeit 
iſt die durch Ausfall des Unterrichts frei werdende Zeit für 
militäriſche Jugendübungen zu verwenden. Werden die⸗ 
ſe durch den Schulvorſtand mit ihrer Genehmigung auf 
den Lehrplan geſetzt, ſo ſind die Schüler zur Teilnahme 
verpflichtet (vergl. Entſcheidung des Kammergerichts vom 
20. Juli d. Is., H. MBl. S. 207). 

Im übrigen findet die Durchführung der Fortbil⸗ 
dungsſchulpflicht ihre Grenze in den Bedürfniſſen der 
Heeresverwaltung und in der Rückſicht auf die Aufrecht⸗ 
erhatung des geſchäftlichen Lebens in Handel und Gewer⸗ 
be. Dabei muß das Erfordernis, der Heeresarbeit Kräfte 
in möglichſt großer Zahl zuzuführen, allen anderen Rück⸗ 
ſichten vorgehen. Werden alſo jugendliche Arbeiter zur 
Herſtellung von Heeres- oder Marinebedarf irgendwelcher 
Art gebraucht, und werden ſie — was jedesmal genau 
feſtzuſtellen iſt — durch die Lage der Unterrichtsſtunden 
der gewerblichen Arbeit entzogen, ſo ſind ſie ſo lange vom 
Schulbeſuche zu befreien, wie dieſe Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen. Jugendliche Arbeiter, die nicht für Heeresliefe⸗ 
rungen verwandt werden, ſind von der Pflicht zum Fort⸗ 
bildungsſchulbeſuche nur dann zu befreien, wenn ſonſt die 
Aufrechterhaltung des Betriebes in Frage geſtellt wäre; 
daß dem Unternehmer aus dem Schulbeſuche Unbequem⸗ 
lichkeiten erwachſen, genügt nicht. Auch hier wird aber 
eine Befreiung von der Teilnahme an den außerhalb der 
gewöhnlichen Arbeitszeit liegenden militäriſchen Uebungen 
nicht einzutreten brauchen. 


2. Die Entſcheidung über die Befreiungsbeſuche trifft 
in erſter Inſtanz der Schulvorſtand. Zu deſſen Beratun⸗ 
gen iſt, ſoweit es ſich um Entſcheidungen über Befrei⸗ 
ungsgeſuche hnadelt, die mit Heereslieferungen be⸗ 
gründet ſind, ein Offizier mit vollem Stimmrechte zuzu⸗ 
ziehen, de ndie Militärbehörde namhaft machen wird. Zur 
Vorbereitung dieſer Maßregel wollen ſie dem ſtellvertre⸗ 
tenden Generalkommando ein Verzeichnis der Pflichtfort⸗ 
bildungsſchule überſenden. 

3. In zweiter Inſtanz ſteht die Entſcheidung den Her⸗ 
ren Regierungspräſidenten, in Berlin dem Oberpräſiden⸗ 
ten, zu. Auch hier wird die Militärbehörde einen Offizier 
bezeichnen, mit dem der Referent ſich unter Mitteilung 
der Akten ins Benehmen zu ſetzen hat, bevor er den Ent⸗ 
wurf einer Entſcheidung Ihnen vorlegt. Das von dem 
Offizier abgegebene Gutachten iſt den Akten beizufügen. 

Sie wollen die Schulvorſtände ſchleunigſt mit ent⸗ 
ſprechender Anweiſung verſehen. 


Dr. Sydow. 


—— 
Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleſtung: Syndikus i. V. W. Ollmann, Graudenz. 
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